
Bei Erwachsenen speichert die Polizei die Da-
ten in der Regel erst mal 10 Jahre lang. Wenn 
sie in dieser Zeit weitere Daten zu eurer Person 
‚zuspeichern‘, verlängern sie diese Speicherfrist 
aber immer wieder, so dass eure Fingerabdrücke 
bei der Polizei alt werden können, solange ihr 
politisch aktiv seid. Um überhaupt herauszufin-
den, was die Cops über euch gespeichert haben, 
hilft euch der Auskunftsgenerator unserer Da-
tenschutzgruppe (www.datenschmutz.de). Für 
die gespeicherten ED-Daten solltet ihr am Bes-
ten ein Auskunftsersuchen ans BKA erstellen.

1. Repressive ED-Behandlung

Bei Vorladung: Kontakt zu Rechtshilfegruppe

• mit RA*in Umfang der Maßnahme prüfen

Währenddessen: Keine Aussage, nix unter-

schreiben, nicht mitwirken

Im Nachhinein: Kontakt zu Rechtshilfegruppe

• mit RA*in Umfang der Maßnahme prüfen

2. Präventive ED-Behandlung

Bei Vorladung: Kontakt zu Rechtshilfegruppe 
• mit RA*in Widerspruch einlegen und Auf-

schub erwirken

Währenddessen: Keine Aussage, nix unter-

schreiben, nicht mitwirken

Im Nachhinein: Kontakt zu Rechtshilfegruppe

• Erfahrungen weitergeben

Kontakt: Rote Hilfe e.V. I Bundesgeschäftsstelle
Postfach 3255, 37022 Göttingen
Tel.: 0551 / 770 80 08, Fax: 0551 / 770 80 09
bundesvorstand@rote-hilfe.de I info@rote-hilfe.de I www.rote-hilfe.de

Konto: Rote Hilfe e. V.
Kontonummer: 56036239 | Sparkasse Göttingen | BLZ 260 500 01
IBAN: DE25 2605 0001 0056 0362 39 | BIC: NOLADE21GOE

 Ich erkläre meinen Beitritt zur Roten Hilfe e.V.
 außerdem bin ich an aktiver Mitarbeit interessiert.

 Ich zahle per Dauerauftrag auf das Konto der Roten Hilfe e.V. mit dem Betreff Mitgliedsbeitrag

oder
 Der Bundesvorstand der Roten Hilfe e.V. wird, jederzeit widerruflich, ermächtigt, die Beitrags-

zahlungen für das (Neu-)Mitglied von dem nebenstehend angegebenen Konto mittels Lastschrift 
einzuziehen. Zugleich wird das genannte Kreditinstitut angewiesen, die von der Roten Hilfe e.V. 
auf das Konto gezogenen Lastschriften einzulösen. Innerhalb von 8 Wochen, beginnend ab dem 
Belastungsdatum, kann die*der Kontoinhaber*in die Erstattung des belasteten Betrages verlan-
gen. Es gelten dabei die mit dem angegebenen Kreditinstitut vereinbarten Bedingungen. Eventuell 
verursachte Rücklastgebühren (Rückbuchungen z. B. bei ungedecktem Konto) gehen zu Lasten 
der*des Kontoinhaber*in und können ebenfalls von dem genannten Konto abgebucht werden.

Ich zahle einen Mindestbeitrag von  jährlich 90,– € | anderer Betrag 

 halbjährlich 45,– € | anderer Betrag 

 vierteljährlich 22,50 € | anderer Betrag 

 monatlich 7,50 € | anderer Betrag

Ich zahle einen Solibeitrag von  jährlich 120,– €  monatlich 10,– €

Der Normalbeitrag beträgt 7,50 € / Monat, der ermäßigte Mindestbeitrag (für Schüler*innen, 
Er werbslose usw.) 5,– €

 Ich bin schon Mitglied und ändere meinen Beitrag auf
 Ich bin schon Mitglied und ändere meine Adresse, Kontakt- oder Kontodaten wie unten

Beitrittserklärung H Rote Hilfe e.V.

Vorname und Name Mitglied/Neumitglied

Straße und Hausnummer

PLZ, Wohnort

Telefonnummer

e-mail (wird ausschließlich vereinsintern verwendet)

Name und Ort des Kreditinstituts BIC

IBAN

Datum und Unterschrift Mitglied/Neumitglied

Rote Hilfe e.V., Bundesvorstand, Postfach 3255, 37022 Göttingen
Gläubiger-Identifikationsnummer: DE49ZZZ00000318799
Mandatsreferenznummer: Wird separat mitgeteilt

Kurzum

Nicht Teil einer ED-Behandlung ist die Ent-

nahme von Körperzellen (Spucke), also eine 

DNA-Analyse. Diese muss zudem immer rich-

terlich angeordnet sein. Auch wenn die Cops 

euch mit einem richterlichen Beschluss dro-

hen oder unter Druck setzen wollen: das ist 

euer Recht und davon solltet ihr nicht abwei-

chen. Selbst wenn der Aufenthalt auf der Po-

lizeistation dadurch länger dauert, zeigt die 

Erfahrung, dass es sich lohnen kann, auf die 

richterliche Entscheidung zu warten.

Wie wir im Rahmen der Mitgliederverwaltung mit deinen Daten umgehen, 
erfährst du unter https://rote-hilfe.de/images/pdf/Art13-mitglied.pdf

V
. 

i.
 S

. 
d
. 

P
.:

 A
. 

S
om

m
er

fe
ld

 ü
b
er

 B
u
n
d
es

vo
rs

ta
n
d
 d

er
 R

ot
en

 H
il
fe

 e
. 
V
.,
 P

os
tf

ac
h
 3

2
5

5
, 
3

7
02

2
 G

öt
ti

n
ge

n
, 
E

ig
en

d
ru

ck
 i
m

 S
el

b
st

ve
rl

ag

R
o

t
e

 H
il

f
e

 I
n

f
o

 z
u

 E
D

-B
e

h
a

n
d

l
u

n
g Rote Hilfe E.V.

Information

der Roten Hilfe e.V.

zu ED-Behandlung



Wer sich an Aktionen beteiligt, hat gute Chancen, 
früher oder später einer erkennungsdienstlichen Be-
handlung (ED-Behandlung) unterzogen zu werden. 
Hier möchten wir euch darüber informieren, was es 
damit auf sich hat und wie ihr euch in solchen Si-
tuationen am besten verhaltet.

Eine ED-Behandlung ist die Erfassung von verschie-
denen personenbezogenen Daten durch die Polizei 
und beinhaltet in der Regel standardisierte Foto-
aufnahmen (Profil, Frontal) sowie die Abdrücke al-
ler zehn Finger, in einigen Fällen auch von Hand-
flächen oder Ohren. Hinzukommen kann die Erfas-
sung auffälliger Körpermerkmale wie zum Beispiel 
Tätowierungen, Narben oder Muttermale. Daneben 
gibt es einen Katalog persönlicher Fragen, die ihr 
allerdings nicht beantworten solltet. Lasst euch auf 
keine Gespräche mit den Cops ein, denn es gibt 
keine ‚unwichtigen Fragen‘. Die Polizei hat keinen 
Anspruch auf Informationen zu Themen wie Rechts- 
oder Linkshänder*in, Raucher*in, Fremdsprachen-
kenntnisse, Schuhgröße, Familienverhältnisse oder 
Führerschein usw. Lasst euch davon nicht unter-
kriegen, trefft euch im Anschluss mit Freund*in-
nen, redet über Sorgen und informiert eure örtli-
chen Antirepressionstrukturen. Solche Maßnahmen 
sind Teil der staatlichen Repression und Ein-
schüchterungsversuche.

Grundsätzlich muss zwischen zwei verschiedenen 
Formen der ED-Behandlung unterschieden werden: 
der repressiven, sich also auf eine konkrete Straftat 
beziehenden und der präventiven zur so genannten 
Gefahrenabwehr. Hieraus ergeben sich – bei schrift-
lichen Vorladungen zur ED-Behandlung – unter-
schiedliche Handlungsmöglichkeiten für euch.

1. Die repressive ED-Behandlung (§ 81b 1 StPO)

Hierbei handelt es sich um die Maßnahme, die in 
der Regel nach einer Festnahme wegen einer Straf-
tat vorgenommen wird und sich daher auf etwas Zu-
rückliegendes bezieht. Sie soll der Identifizierung 

der*des Tatverdächtigen dienen. Damit die Cops eine solche 
ED-Behandlung anordnen bzw. durchführen können, muss 
es strafrechtliche Ermittlungen geben. Es muss also Spuren- 
oder Bildmaterial aus einer „Straftat“ oder ein*e (Polizei-)
Zeug*in vorhanden sein.
Wurden Fotos und Fingerabdrücke von euch aufgenommen, 
werden diese dann meist mit Filmaufnahmen von Demos 
abgeglichen. Um die Identifizierung zu erleichtern, möchte 
die Polizei manchmal Fotos von euch mit Vermummungs-
material oder anderen Kleidungsstücken. Das müsst und 
solltet ihr auf keinen Fall mitmachen, denn ihr seid nicht 
verpflichtet, bei eurer eigenen Strafverfolgung aktiv mitzu-
wirken. Das bedeutet, ihr müsst keine bestimmten Haltun-
gen einnehmen (z. B. Wurfbewegung vorführen) und bei kei-
nerlei Kostümierung mitwirken (z. B. Kapuze aufsetzen, 
Schal hochziehen etc.).

Achtung: Es gibt hier nicht die Option, einen Widerspruch 
einzulegen. Solltet ihr dennoch einen solchen formulieren,
kann es, je nach Polizei und Bundesland, zu kostenpflichti-
gen Entscheidungen (Widerspruchsverfahren) kommen. Das 
bedeutet, während einer ED-Behandlung ist die Maßnahme 
rechtlich nicht zu verhindern.
Ihr habt allerdings die Möglichkeit, die ED-Behandlung im 
Nachhinein gerichtlich überprüfen zu lassen (durch einen 
Antrag auf gerichtliche Entscheidung, nach der StPO). Da-
bei geht es meistens um den Umfang der Maßnahme. Soll-
te eine Straftat beispielsweise von einer Person mit lang-
ärmligem Shirt begangen worden sein, ist es nicht 
rechtmäßig, euer Oberarmtattoo zu dokumentieren. Gibt es 
keine sichergestellten Gegenstände, dann machen Finger-
abdrücke keinen Sinn (sind rechtlich „unverhältnismäßig“). 
Wurden Personen beim Weglaufen gesehen, kann die Anfer-
tigung von Bildern zur Erstellung einer Lichtbildmappe in 
der Regel allerdings rechtmäßig sein. Grundsätzlich han-
delt es sich hierbei immer um eine Einzelfallprüfung, wes-
wegen ihr eine*n Anwält*in zu Rate ziehen solltet. Das 
gleiche Recht auf gerichtliche Entscheidung gilt auch bei 

Vorladungen. Solltet ihr also eine Vorladung zur straf-
rechtlichen ED-Behandlung erhalten, lässt sich mit ei-
ner*m Anwält*in schon im Vorhinein der Umfang der 
Maßnahme beschränken.

2. Die präventive ED-Behandlung (§ 81b 2 StPO)

Hierbei handelt es sich um eine vorbeugende polizei-
verwaltungsrechtliche Maßnahme, die künftige Straftaten 
verhindern soll (so genannte Gefahrenabwehrmaßnahmen), 
zu der ihr in der Regel schriftlich vorgeladen werdet. Eine 
Ausnahme, bei der die präventive ED-Behandlung vor Ort 
und ohne Vorladung vollzogen wird, ist bei spielsweise bei 
Personalienfeststellungen bei Demonstra  tionen im Zusam-
menhang mit Platzverweisen oder sonstigen polizeilichen 
Maßnahmen.
Im Fall einer Vorladung zur präventiven ED-Behandlung 
kann Widerspruch eingelegt werden, der laut Gesetz eine 
aufschiebende Wirkung hat. Diesen solltet ihr dann mit 
einer*m Anwält*in einlegen, um die Anordnung rechtlich 
zu überprüfen.

Meistens finden ED-Behandlungen auf der Polizeistation 
statt. Hier kann sich die Polizei der vollständigen Kontrol-
le der Situation sicher sein, und es ist schwerer für euch, 
euch der Maßnahme zu entziehen. Bei Widerstand kann 
die Polizei die Maßnahme erzwingen und euch die Finger-
abdrücke gewaltsam abnehmen – darauf solltet ihr vorbe-
reitet sein.
Nichtsdestotrotz ist es auch möglich, dass die Polizei be-
reits direkt am Ort eurer Festnahme eine ED-Behandlung 
durchführt. In der Regel werden dann nur Fotoaufnahmen 
gemacht, allerdings häufig auch mit eurem Personalaus-
weis. Der Polizei ist es so möglich, euch der Maßnahme 
zu unterziehen, ohne zu viele Kräfte vom Ort des Gesche-
hens abziehen zu müssen.

Größtes Problem bei einer ED-Behandlung ist, dass eure 
Fingerabdrücke danach lange gespeichert sind, in der Re-
gel auch beim BKA liegen und ihr jedes Mal Ärger be-
kommt, wenn eure Fingerabdrücke irgendwo auftauchen. 
Deshalb solltet ihr eine ED-Behandlung nicht auf die 
leichte Schulter nehmen, denn die Löschung der einmal 
erhobenen Daten ist mühsam, wenn die Polizei überhaupt 
dazu gebracht werden kann.

Wo kann die ED-Behandlung durchgeführt werden?

Löschung

Die erkennungsdienstliche Behandlung

Was ist eine ED-Behandlung?

Verschiedene Formen der ED-Behandlung

Macht Gebrauch von eurem Aussageverweigerungsrecht! 

Ihr müsst und solltet bei Polizei und Staatsanwaltschaft 

nichts sagen (außer den Infos auf eurem Personalausweis 

plus einer groben Berufsbezeichnung und eurem Familien-

stand). Außerdem: Nichts unterschreiben – das ist euer 

gutes Recht! Bei Unsicherheiten, Fragen oder Problemen: 

Nehmt Kontakt zur nächsten Ortsgruppe der Roten Hilfe 

oder euren Antirepressionsstrukturen auf.


